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      History recalls how great the fall can be


      While everybody’s sleeping, the boats put out to sea


      Borne on the wings of time


      It seemed the answers were so easy to find


      »Too late«, the prophets (profits) cry


      The island’s sinking, let’s take to the sky

    


    Supertramp, Fool’s Overture, 1977

  


  
    
      Kapitel 1
    


    Der Verrat


    Auf dem Höhepunkt des Britischen Imperiums im Jahr 1922 war das Vereinigte Königreich das größte Reich, das die Welt je gesehen hatte. Es bedeckte etwa ein Viertel der Landfläche der Erde und herrschte über 458 Millionen Menschen. Kaum ein anderes Land konnte bis dahin auf dieselbe rechtliche, politische und wirtschaftliche Kontinuität verweisen wie »die Insel«. Kaum ein anderes Land war so sehr mit sich im Reinen wie das Vereinigte Königreich. »Rule Britannia«! Sklavenhandel, Rassismus und auf Ausbeutung begründeter Reichtum waren noch keine Themen, die den gesellschaftlichen Diskurs in Wallung brachten.


    Die größte Wirtschaftsmacht der Welt wurde, beschleunigt durch den Ersten Weltkrieg, zwar bald von Amerika abgelöst – der eigenen Kolonie. Aber gegen den Faschismus und die Brutalität eines einsetzenden Zweiten Weltkriegs setzte sich London standhaft zur Wehr. So groß war die Identifikation mit dieser Geschichte von Freibeutern, Admirälen und Kaufleuten bis hin zu mutigen Bürgern, die die eigenen gestrandeten Soldaten mit Fischerbooten aus den deutschen Fängen vor der belgischen Küste retteten, dass sie sich – wenn auch lange unreflektiert – ins kollektive Gedächtnis einbrannte. Noch in den 1970er-Jahren fand diese Erinnerung Eingang in die Popkultur einer Band wie Supertramp: Unterlegt von den Glockenschlägen Big Bens ruft in dem Song »Fool’s Ouverture« die Stimme Winston Churchills aus dem Jenseits: »We will never surrender!« – Wir werden niemals aufgeben.


    Die Politik einer multipolaren Welt von heute mit aufstrebenden Mächten des globalen Südens wie Brasilien, China oder Indien würde Großbritanniens größtem Premier der Geschichte wohl einiges an Kopfzerbrechen bereiten. Mitte der 1990er-Jahre war die Wirtschaft des Königreiches noch so groß wie die von China und Indien zusammengerechnet. Nur ein knappes Vierteljahrhundert später hat Indien die ehemaligen Kolonialherren ökonomisch überholt, und China liegt auf Platz zwei der größten Wirtschaftsnationen der Welt. Mit Rishi Sunak wurde ein Nachfahre indischer Einwanderer Premierminister, und David Lammy von der Labour Party, dessen guyanischen Eltern Mitte der 1940er-Jahre zur berühmten »Windrush-Generation« karibischer Einwanderer gehörten, nahm sich wie selbstverständlich vor, der erste schwarze Außenminister des Landes zu werden.


    Die Welt ist ein Dorf geworden. Ob es um den Klimawandel geht, die Künstliche Intelligenz, technologische Innovationen, den Aufbau einer klimaneutralen Wirtschaft oder die gemeinsame Bekämpfung von menschheitsbedrohenden Pandemien: Kein Land kann mehr allein agieren, und multilaterale Zusammenarbeit muss das Gebot der Stunde sein. »Doch«, so schrieb David Lammy in der Zeitschrift »Foreign Affairs« im April 2024, »anstatt diese globale Entwicklung anzuerkennen und sich der Herausforderung zu stellen«, hat die Konservative Partei die britische Regierung in den letzten 14 Jahren nach innen gekehrt. Die Tories seien »tief in Nostalgie versunken« und hätten »die Stellung des Vereinigten Königreichs in der Welt verleugnet«. Ohne über einen klaren Plan für das weitere Vorgehen zu verfügen, habe man die EU verlassen. »Sie verachten den weltweiten Ruf des Landes als Garant für Rechtsstaatlichkeit […] und drohen sogar, die Europäische Menschenrechtskonvention zu verlassen.« In der Tat sind diese, im Zuge der »Ruanda-Asylpolitik« geäußerten Ideen im Mutterland der Demokratie für viele Menschen befremdlich.


    Lammys Kritik setzt an der Wurzel des britischen Selbstverständnisses an: der durch die Magna Charta seit 1215 verbrieften Unverletzlichkeit der Menschenwürde. Im ältesten Freiheitsdokument der westlichen Welt sicherte König Johann seinen aufständischen Baronen zu, dass kein freier Mann verhaftet, angegriffen oder entrechtet werden dürfe. Der Willkür sollte ein Ende gesetzt werden. Bis heute schränkt dieser Rechtsanspruch die Gewalt des Monarchen und des Staates ein und baute die Herrschaft des Rechts (Rule of Law) aus.


    Immer größer wurde in der Folge die Macht des »Rates der Gemeinden« (der commons), in dem über die Vorhaben des Königs und den Staatshaushalt »parliert« wurde. Das erste Parlament – das House of Commons – war geboren. Recht und Gesetz standen über der Krone. Nach einer sehr kurzen republikanischen Episode (1649–1660) durch einen diktatorisch agierenden Oliver Cromwell setzte sich die Idee des Parlaments als Inhaber der Staatsgewalt in der glorreichen Revolution von 1688/89 fort. Das Parlament sollte bestimmen, wer König ist, und der König sollte sich nie wieder mit Gewalt Zugang in das Unterhaus verschaffen können. Der letzte Versuch dieser Art scheiterte 1642, als Charles I. mit seiner Leibgarde in den Westminster Palace eindrang und für dieses Vergehen – wenn auch nicht nur dafür – auf dem Schafott landete.


    Nach der Flucht seines Sohnes Charles II. nach Frankreich griff man auf die über vierhundert Jahre alte Magna Charta zurück und entwickelte das Prinzip des frei geborenen Engländers (freilich noch nicht der Engländerin) 1689 weiter zum »Bill of Rights«. Bis heute ist die »Bill« ein wichtiges Gesetz im britischen Verfassungsrecht, das die Erhebung von Steuern regelt, Bürgerrechte zuweist und über das Militär bestimmt. Die Freiheit des Parlaments kann durch kein Verfassungsgericht außerhalb des Parlaments beschnitten werden. De jure ist der »König im Parlament« der Souverän, de facto jedoch das House of Commons. Nicht das (Verfassungs-)recht muss daher geschützt werden, sondern die Freiheit. Das ist bis heute der Kern der britischen Parlamentssouveränität. Kaum jemand konnte ahnen, dass dieses Argument 1776 ausgerechnet von den eigenen abtrünnigen Untertanen in Nordamerika gegen Westminster selbst erhoben werden sollte.


    Von der amerikanischen Unabhängigkeitserklärung, über die »Déclaration des droits de la femme et de la citoyenne« 1791 in Frankreich, die »Allgemeine Erklärung der Menschenrechte« von 1948 bis zur »Europäischen Konvention zum Schutz der Menschenrechte und Grundfreiheiten« (EMRK) aus dem Jahr 1950 zieht sich also der Geist der Magna Charta. Wie um alles in der Welt, so Lammy, könne eine britische Regierung diese Tradition verraten?


    Albert Venn Dicey, der 1922 verstorbene, berühmte britische Oxford-Professor und Begründer der modernen britischen Verfassungslehre, würde ihm wahrscheinlich antworten: »A parliament is either sovereign or it is not« – ein Parlament ist entweder souverän oder es ist es nicht. Sollte das Unterhaus morgen beschließen, dass der Himmel pink sei, so ist der Himmel pink. Sollte Ruanda kein sicheres Herkunftsland für Asylsuchende sein, dann kann das Parlament es dazu erklären. Zumindest deutete die Politik der Konservativen Partei auf ein entsprechendes Rechts- und Verfassungsverständnis hin.


    Es war erst 1998, unter der Regierung Tony Blair, gelungen, die Europäische Menschenrechtskonvention zu bindendem nationalem Recht im Vereinigten Königreich zu machen, mit der Folge, dass britische Gerichte auch nach dem Brexit Konventionsverstöße feststellen und das Parlament zur Behebung derselbigen anrufen können. Aus Sicht des populistischen Flügels der Konservativen wäre ein solcher »europäischer Akt« jedoch nichts anderes als eine chauvinistische Kränkung. Einen Austritt aus der europäischen Menschenrechtskonvention würden sie nicht als Problem, sondern als eine Beseitigung von Demokratiedefiziten empfinden. Ja, der Vorwurf David Lammys, man habe sich mit dem Brexit nach innen gewandt, sei korrekt. Nur, worin bestünde denn das Problem?


    Im Rückblick verletzte das Referendum drei wichtige, über die Jahrhunderte gewachsene politische Prinzipien des britischen Systems: erstens das Prinzip der Parlamentssouveränität, zweitens das Prinzip der treuhänderischen Vertretung in der repräsentativen Demokratie und drittens das demokratische Prinzip der politischen, rechtlichen und moralischen Gleichheit aller Bürger. Mit dem Brexit war das infektiöse Virus des Populismus im System angekommen und suchte sich seine Wirtszellen in der politischen Verfasstheit einer über 300 Jahre alten Demokratie.


    Seit der »Bill of Rights« von 1689 war die parlamentarische Souveränität identitätspolitischer Bestandteil der englischen Geschichte. Anders als in Kontinentaleuropa und insbesondere in Deutschland, wo sich der Adel solange gegen die Zuweisung von mehr Rechten an das Volk zur Wehr setzen konnte, bis das feudalistische System infolge eines Weltkriegs komplett abgewirtschaftet hatte, war dieses Verhältnis an der Themse seit Langem geklärt: Das Parlament ist Träger der unbeschränkten Staatsgewalt. Punkt. Bis heute ist der Grundrechtstext auf der mittlerweile sehr vergilbten Pergamentrolle heilig und selbstverständlich digitalisiert und über zwei Klicks auf der Homepage des Parlaments in Westminster abrufbar. Plebiszitäre Elemente einer direkten Demokratie – wie sie im Brexit-Votum zum Ausdruck kamen – waren im Mutterland der Demokratie jedoch nicht vorgesehen. Vor allem aber waren sie nicht eingeübt und handwerklich alles andere als ausgereift.


    Abgeordnete in Westminster waren bislang »Treuhänder« ihres Wahlkreises. Sie besaßen die Autonomie, nach eigenem Wissen und Gewissen zu entscheiden, und sei es gegen den ausdrücklichen Wunsch ihrer Wähler. Edmund Burke (1729–1797), ein irischer Abgeordneter, Philosoph und Gegner der Sklaverei, der als geistiger Vater des Konservatismus gilt, hatte diesen Grundsatz auf die Spitze getrieben. Sein Verhalten im Parlament, so Burke, solle von seinem Wissen und seiner Erfahrung geprägt sein, damit er dem öffentlichen Interesse dienen könne: »Ich kann meine unvoreingenommene Meinung, mein reifes Urteil, mein aufgeklärtes Gewissen nicht Ihnen, irgendeinem Mann oder irgendeiner Gruppe von Lebenden opfern.« Als Volksvertreter schulde er seinen Wählern nicht nur seinen Fleiß, sondern auch sein Urteilsvermögen. Es sei Verrat, »statt Ihnen zu dienen, wenn ich es Ihrer Meinung opfere«, so Burke 1774, und er setzte fort: »Ihr wählt zwar ein Mitglied, aber wenn ihr es gewählt habt, ist es kein Mitglied von Bristol, sondern ein Mitglied des Parlaments.« Auch das deutsche Grundgesetz kennt dieses freie Mandat und hat ihm in Artikel 38 Ausdruck verliehen. Zweimal gab das Vereinigte Königreich dieses Prinzip auf der nationalen Ebene auf: 1975, als die Bevölkerung den 1973 erfolgten Eintritt des Landes in die EU bestätigen sollte, und 2016, als es ihn wieder rückgängig machte.


    Der Ruf nach Volksabstimmungen gehört zum Standardrepertoire von Populisten. Das Plebiszit soll »mehr Demokratie wagen«, hat diese auf der Insel aber praktisch eher beschnitten. Obwohl es in einer Demokratie keine Bürger zweiter Klasse geben darf, konnten 3,3 Millionen im Vereinigten Königreich ansässige EU-Bürger nicht an der Abstimmung teilnehmen, immerhin 5 Prozent der Gesamtbevölkerung. Die Instrumentalisierung der verschiedenen, bereits vorhandenen Wählerverzeichnisse führte zum Ausschluss ganzer Bevölkerungsgruppen. Obwohl das vorhandene Register der Kommunal- und EU-Wahlen alle EU-Bürger im Vereinigten Königreich umfasste, entschied man sich beim Brexit-Referendum für die Anwendung der Listen für die Unterhauswahlen, welche nur diejenigen 30.000 Einwohner aus der EU umfasste, die Bürger Irlands, Maltas und der Republik Zypern waren. Folglich durften zwar einige EU-Bürger, die keine britischen Staatsbürger waren, wählen, die anderen jedoch nicht.


    Das Wahlrecht der Betroffenen hing davon ab, aus welchem Land sie kamen, ein Verstoß gegen Artikel 14 des britischen Menschenrechtsgesetzes, wonach eine Diskriminierung aufgrund der nationalen Herkunft unzulässig ist. Im Gegensatz dazu konnten Bürger des Commonwealth – also Menschen aus Australien, Kanada, Neuseeland, Pakistan, Indien oder Bangladesch – mit Wohnsitz im Vereinigten Königreich sehr wohl über die EU-Mitgliedschaft abstimmen.


    Damit fanden sich die Einwohner, die am ehesten von einer Entscheidung für den Austritt aus der Europäischen Union betroffen sein würden und von denen der überwiegende Teil zum Steueraufkommen des Vereinigten Königreichs beitrug, plötzlich im demokratischen Nirvana wieder.


    Auch die Jungen hatten keine Stimme. Während man beim Votum über die schottische Unabhängigkeit im Jahr 2014 den Teenagern zwischen 16 und 18 Jahren die Abstimmung mit dem Argument erlaubt hatte, dass sie lange mit den Folgen würden leben müssen, waren sie nun von der Entscheidung über ihre Zukunft als Europäer und Europäerinnen ausgeschlossen. Denjenigen, die am stärksten betroffen waren, wurde jedes Mitspracherecht in Bezug auf ihre Zukunft, und damit ein grundlegendes Menschenrecht, verwehrt. Dabei sollte der Artikel 5 der britischen Menschenrechtsakte von 1998 – der das Recht auf Freiheit und Sicherheit verbrieft – Menschen davor schützen, dass ihnen ihre Freiheit willkürlich genommen wird.


    Was hätten die Väter der Magna Charta wohl zu dieser Entwicklung gesagt? Wie hätten die Autoren der amerikanischen Unabhängigkeitserklärung von 1765 reagiert, denen das Konzept der »No taxation without representation« (Keine Besteuerung ohne Vertretung) heilig war? Die weise Einsicht, dass niemand über die absolute Wahrheit verfügt, hat zur Konsequenz, dass sich Parlamentsmehrheiten ändern können und dass Gesetze nach einigen Jahren überprüft, angepasst oder ganz fallen gelassen werden können. Die Brexit-Entscheidung dagegen bleibt für Generationen unumkehrbar.

  


  
    
      Kapitel 2
    


    Das Virus im System


    »Get Brexit Done!« – Bringt den Brexit endlich über die Bühne. Mit diesem Motto zog Premierminister Boris Johnson im Oktober 2019 in den Wahlkampf. Der blonde Popstar der britischen Politik hatte sich auf einen mit einer Union Jack-Fahne geschmückten Bulldozer geschwungen und ließ sich bereitwillig dabei filmen, wie er – sein Motto in großen Lettern auf die Schaufel gedruckt – mit der Baumaschine durch eine künstliche Wand aus Styropor krachte. Der Stillstand sei aufgehoben. So liebte ihn das Publikum.


    Seit dem Referendum vom Juni 2016 waren drei Jahre vergangen. Nicht nur die Tories waren heillos zerstritten über die Glaubenssätze des EU-Austritts. Der Keil ging durch die Gesellschaft. Er sprengte Familienfeiern und beschädigte nachhaltig Beziehungen zwischen den Generationen und Klassen. Das Verhältnis zur EU-Kommission war gestört bis feindselig, David Cameron – der Urheber des Referendums – war zurückgetreten und Johnsons Vorgängerin Theresa May vor Kurzem gekränkt und unter Tränen ebenfalls ausgeschieden. Es war ihr nicht gelungen, Einheit in der Konservativen Partei über die wesentlichen Eckpunkte des zukünftigen Verhältnisses mit der EU herzustellen. Die Tories suchten erneut, bereits zum zweiten Mal nach dem Referendum, eine neue Führung. Wie konnte es soweit kommen?


    Das Referendum über die EU-Mitgliedschaft hatte am 23. Juni 2016 stattgefunden. Sturzflutartige Überschwemmungen infolge schwerer Gewitter hatten an diesem Tag vor allem London getroffen, und die Wetterfront schien sich wie ein böses Omen über der britischen Hauptstadt zu entladen. Jeder Gebrauchshinweis auf einer Nudelpackung war länger als das, was die Wählerinnen und Wähler in den Kabinen vorgefunden hatten. »Referendum über die Mitgliedschaft des Vereinigten Königreichs in der Europäischen Union« stand in der Überschrift des Wahlzettels. »Wählen Sie nur einmal, indem sie Ihr Kreuz in einer der beiden Boxen setzen.« Darunter stand neben zwei großen Kästen »In der EU bleiben« und »Die EU verlassen«.


    Als die Vorsitzende der Wahlkommission, Jenny Watson, in einem blauen Kleid und nach einer langen Nacht des Auszählens auf der Bühne erschien, um das amtliche Endergebnis zu verkünden, gab es zunächst nur ein leises »Hurra«. Denn den meisten anwesenden Journalisten blieb die Nachricht im Halse stecken. Es hatte keine Exit-Polls – also Prognosen – gegeben. Das Resultat traf die Pro-Europäer um 4:35 Uhr morgens durch den Nachrichtensender itv News wie ein stechender Katerkopfschmerz nach durchzechter Nacht. 46,5 Millionen Bürger waren wahlberechtigt gewesen. Die Wahlbeteiligung betrug 72,2 Prozent. 51,9 Prozent stimmten für den Austritt, 48,1 für den Verbleib.


    Nichts war damit gelöst. Die Gesellschaft war gespalten, aber nun hatte man es Schwarz auf Weiß. Als Boris Johnson, damals Bürgermeister von London, sein Haus in Islington verließ, musste eine Gruppe von Polizisten in gelben Warnwesten ein Spalier bilden, um ihn sicher zu seinem Auto zu geleiten. Eine aufgebrachte Menge beschimpfte ihn und griff ihn tätlich an, hatte er sich doch als einer der Wortführer der Brexit-Kampagne in Szene gesetzt. Großbritanniens umstrittener Politclown hatte der EU vorgeworfen, einen »europäischen Superstaat« errichten zu wollen, woran ja schon Napoleon und Hitler sich versucht hätten, was dann aber »tragisch geendet« habe, so der Oxford-Absolvent.


    Der Austrittsprozess sollte beginnen, sobald die britische Regierung das offizielle Gesuch beim Europäischen Rat gemäß Artikel 50 des Lissabon-Vertrags eingereicht hatte. Daran anschließen sollte sich eine zweijährige Verhandlungsphase, an deren Ende ein Abkommen mit den Nachbarn stehen würde. Allein, welche Inhalte ein solches Abkommen haben könnte, war nirgendwo beschrieben, auch nicht in den europäischen Verträgen. Dieses Szenario war schlicht nicht vorgesehen.


    Als David Cameron und seine sichtlich besorgte Ehefrau Samantha, eine Nachfahrin des nach Frankreich geflüchteten Exil-Königs Charles II., am Tag nach dem Brexit-Referendum in der Downing Street vor die Kamera traten, blieb dem Fünfzigjährigen nichts anderes übrig, als die Brücke zu verlassen: »Ich werde alles tun, was mir als Premierminister noch gelingen kann, um das Schiff wieder in ruhige Gewässer zu bringen, aber ich glaube nicht, dass es richtig wäre, wenn ich der Kapitän bliebe.«


    Von da an lief die Uhr. Das Ende der Verhandlungsfrist konnte zwar theoretisch im Einvernehmen mit allen Mitgliedstaaten terminlich verschoben werden. Sollte nach zwei Jahren jedoch kein Abkommen erzielt und die Deadline nicht verlängert worden sein, so würde die britische EU-Mitgliedschaft automatisch enden. Es bliebe ein kalter Brexit, ein »No-Deal-Brexit«, ohne jeglichen weiteren Rahmen mit unberechenbaren Folgen für die Wirtschaft und die Menschen.


    David Cameron hatte sich verkalkuliert. Seit seiner Auseinandersetzung mit Bundeskanzlerin Merkel und dem französischen Präsidenten Sarkozy über eine Änderung der Lissabon-Verträge der Union, hatte er sich in den Kopf gesetzt, dass der, seiner Ansicht nach selbstverständlich positiv verlaufende Ausgang eines EU-Referendums die Position des Königreichs in der EU stärken würde. Er hätte seine in dieser Frage gespaltene Konservative Partei wieder zusammenführen und den populistischen Forderungen eines widerspenstigen Nigel Farage und seiner United Kingdom Independence Party (UKIP) nach einem Brexit endgültig ein Ende setzen können.


    Schon seit Jahren herrschte in der britischen Öffentlichkeit verstärkt durch die Boulevardpresse eine durchgängig negative Berichterstattung über die EU vor. Auch Johnson, der zu Beginn seiner Karriere als Korrespondent des traditionell eher rechts ausgerichteten Daily Telegraph – von bösen Zungen auch »Torygraph« genannt – regelmäßig aus Brüssel berichtet hatte, bediente das Klischee der Bürokratenkrake Brüssel unaufhörlich. Kaum jemand traf dabei den Nerv ausgewählter Wählergruppen so wie er. »Ich denke, es macht die Menschen fassungslos«, so Johnson, »wenn man ihnen sagt, dass [ihnen] die grundlegendste Macht eines Staates – nämlich zu entscheiden, wer das Recht hat, in ihrem Land zu leben und zu arbeiten – […] genommen wurde und nun in Brüssel liegt.« Dabei ließ Johnson bewusst aus, dass den Mitgliedstaaten beispielsweise während einer Fußballeuropameisterschaft sehr wohl jederzeit die Möglichkeit eingeräumt wird, einem Staatsangehörigen eines EU-Mitgliedstaats die Einreise oder den Aufenthalt aus Gründen der öffentlichen Ordnung, Sicherheit oder Gesundheit zu verweigern oder dass die Freizügigkeit der Arbeitnehmer nicht für die Beschäftigung in der öffentlichen Verwaltung gilt, einem wichtigen Beschäftigungssektor in Großbritannien.


    Johnson, der Störenfried der Tories, der seiner Partei auch schon mal ein »fossiles Patriarchentum« vorwerfen konnte, liebte anschaulich praktische Beispiele und den kalkulierten Tabubruch, wenn es darum ging, einen Punkt zu machen. »Es ist traurig«, so fuhr er vor dem versammelten Parteitag fort, »dass unsere Befugnisse der wirtschaftlichen Selbstverwaltung so eingeschränkt sind, dass der Finanzminister persönlich andere Finanzminister um Erlaubnis bitten muss, die Mehrwertsteuer auf Tampons senken zu dürfen.«


    Nicht das Thema weiblicher Sanitärbedarf, sondern die Kassenschlager Immigration und Beschränkung der Freizügigkeit entwickelten sich zu dem zentralen Thema der öffentlichen Auseinandersetzung. Bis zu 49 Prozent der Befragten gaben 2016 an, dass ihre Entscheidung zum Referendum maßgeblich von der Regulierung der Zuwanderung abhänge. Mit dem »Wir-holen-uns-die-Kontrolle-zurück-Ruf« hatte das »Leave«-Lager den erfolgreichsten aller Kampagnenslogans gefunden.


    Gerade Johnson war es gelungen, den Faktor Emotionalität geschickt zur Mobilisierung zu nutzen, während diejenigen, die für den Verbleib warben, sich vorrangig auf abstrakte Argumente von etwaigen ökonomischen Konsequenzen konzentrierten. Diese Bedenken – so Johnson – seien jedoch nur ein »Projekt der Angstmacherei« durch abgehobene Eliten, die einen »Spuk« verbreiten wollten. Wer sich gegen die politische und wirtschaftliche Elite Brüssels und London auflehnen wolle, der solle das Votum doch bitte gern dafür nutzen. Und so empfanden viele Menschen die Abstimmung als erste, einmalige und historische Gelegenheit, ihrem generellen Frust über viele unterschiedliche Alltagsprobleme endlich einmal Ausdruck zu verleihen.


    Nach dem Rücktritt des glücklosen Camerons galt es, das Machtvakuum schnell zu füllen, und die Tories einigten sich bereits am 13. Juli 2016 auf die langjährige Innenministerin Theresa May, eine ehemalige Beraterin des Verbands für Zahlungsverkehrsdienstleistungen, als neue Vorsitzende und Regierungschefin. May hatte ein feines Gespür dafür, welches Image ihrer Partei in der Bevölkerung anhaftete. Sie war es, die den Begriff der »Nasty Party«, der »gemeinen« und »hässlichen« Tory-Partei selbstkritisch geprägt hatte. Sie wollte stattdessen ganz Britannien repräsentieren, nicht nur die klassischen Wählergruppen in der gut situierten Mittel- und Oberschicht.


    Vielleicht ist es dieses Motiv, das ihre Politik im Nachgang als wenig konsequent erscheinen lässt. Immerhin sollte Mays neues Kabinett sowohl personell als auch im Ressortzuschnitt berücksichtigen, wo jetzt die Prioritäten lagen. Erstmals gab es mit David Davis einen »Minister für das Verlassen der Europäischen Union« und Liam Fox, ihr Minister für Handelsfragen, war ein stadtbekannter »Brexetier«. Die wichtigste Personalie jedoch war die des Außenministers. Mit Boris Johnson holte sich Theresa May den Feind an den Kabinettstisch.


    Im Oktober 2016 gab die Premierministerin bekannt, bis Ende März 2017 den Artikel 50 des Lissabon-Vertrages aktivieren und damit den offiziellen Austrittsprozess einleiten zu wollen; aber welche Strategie und Ziele die Regierung in den Verhandlungen mit Brüssel verfolgte, blieb allein ihr Geheimnis. Will sie einen »Hard Brexit« oder doch ein Übergangsabkommen mit erweiterten Zugangsrechten zum Binnenmarkt? Wie sieht sie das Thema der Personenfreizügigkeit? Wie ist das weitere Verfahren? Und: Weshalb sollte das Parlament nicht über die Aktivierung von Artikel 50 abstimmen dürfen? Die Unsicherheit war perfekt. Die Tories begannen sich zu zerlegen.


    Erst der Oberste Gerichtshof des Vereinigten Königreichs, konnte die Regierung May im Januar 2017 dazu zwingen, den Austrittsprozess ausschließlich nach Zustimmung des Parlaments einzuleiten. Die Regierung May, so die Richter des Supreme Court, die direkt unter den Augen von Big Ben am Parliament Square tagten, habe »die Fähigkeit des Parlaments, seine verfassungsmäßigen Aufgaben zu erfüllen, ohne vernünftige Rechtfertigung vereitelt oder verhindert«, was ein »unzulässiger Zweck für eine Vertagung« sei. Abgeordnete auf allen Seiten des politischen Spektrums fühlten sich in ihrem freien Mandat bestätigt.


    Bereits seit 2016 war im House of Commons unter dem Vorsitz des Labour-Veteranen Hilary Benn ein sogenannter Brexit-Ausschuss berufen und erstmals die Opposition in den Prozess einbezogen worden. Benn und seine Kollegen sollten die Verhandlungen überwachen und die Stimmung in der Gesellschaft einfangen. Dies war bitter nötig geworden. Plötzlich war ein Anstieg fremdenfeindlich motivierter Gewalttaten in Großbritannien zu beobachten. Die Polizei berichtete von mehr als 2.300 rassistischen Hassattacken innerhalb der ersten 38 Tage nach dem Referendum. In Schottland hatte Regierungschefin Nicola Sturgeon kurz nach der Abstimmung deutlich gemacht, dass sie sich für einen Verbleib ihres Landes in der EU einsetzen werde. Ein zweites schottisches Unabhängigkeitsreferendum sei hierfür die einzige Lösung. Auch die Menschen in Nordirland hatten mehrheitlich für einen Verbleib in der EU gestimmt. Man werde keine EU-Außengrenze zwischen Nordirland und der Republik Irland – also mitten auf der Insel – akzeptieren, so parteiübergreifende Stimmen aus Belfast.


    Eine Antwort auf diese berechtigte Sorge blieb die Regierung seit der historischen Bloomberg Rede Camerons vom 23. Januar 2013 schuldig. Als erster Regierungschef seit Margaret Thatcher hatte der Premier die EU-Mitgliedschaft damals ernsthaft infrage gestellt und die Büchse der Pandora geöffnet. Für Nordirland folgten zehn verlorene Jahre der Ungewissheit in einer ohnehin vom Bürgerkrieg gekennzeichneten Region, für die die Mitgliedschaft in der EU eine katalysatorische Wirkung für den gesellschaftlichen Frieden hatte.


    Die Fliehkräfte der irischen und schottischen Nationen zerrten an der Union, die sich neben der gesellschaftlichen Krise um den Brexit jetzt auch noch mit einer Verfassungskrise um die Einheit des Königreiches auseinandersetzen musste.


    Das Volk war direkt befragt und der »Wille des Volkes« zum Ausdruck gebracht worden. Nun musste Theresa May das Unterhaus über den von ihrer Regierung ausgehandelten Vertragsentwurf mit Brüssel konsultieren. Hatte das Parlament mit dem Entscheid für das Referendum nicht bereits bedingungslos kapituliert? Die Richter zwangen die zerstrittenen Tories jedoch, gewissermaßen in einem Rückfall in den Parlamentarismus, noch einmal die Volksvertreter abstimmen zu lassen. Populisten wie Nigel Farage hatten inzwischen unverblümt mit Gewalt gedroht: »Sie haben keine Ahnung«, so das Gründungsmitglied der UK Independence Party, »wie groß der öffentliche Zorn sein wird«, sollte es zu irgendwelchen Verzögerungen kommen.


    Der Zorn äußerte sich jedoch erst in den von May überraschend vorgezogenen Neuwahlen, die sie im April 2017 ausrief. Sie hatte sich nach Mehrheiten für ihre Politik gesehnt, musste nach den Wahlen vom 8. Juni aber in einer Minderheitsregierung mit Zustimmung der nordirischen Democratic Unionist Party (DUP) weiterregieren, die das Kabinett jederzeit in eine schizophrene Geiselhaft nehmen konnten: Wascht mir den Pelz und gebt mir den Brexit, aber macht mich nicht nass, denn ich will weder eine EU-Außengrenze auf der grünen Insel noch Zollkontrollen in der Irischen See. Darüber, ob und wie englische, angeblich »identitätsstiftende« Lebensmittel zukünftig ungehindert ihren Weg nach Nordirland finden würden, war mit der DUP ein regelrechter »Würstchenkrieg« ausgebrochen.


    Auch eine Klausur des neu zusammengesetzten Kabinetts am 6. Juli 2018 auf dem offiziellen Landsitz der britischen Premierminister in der englischen Grafschaft Buckinghamshire brachte keine Versöhnung, weder unter den Tories, noch mit der Kommission in Brüssel. Das Vereinigte Königreich würde die Europäische Union am 29. März 2019 verlassen. Punkt. Man habe mit dem nach dem Landsitz benannten »Chequers Plan« nun einen »detaillierten Vorschlag« für eine »prinzipienfeste, pragmatische und ehrgeizige künftige Partnerschaft«: eine Freihandelszone für Waren, um einen reibungslosen Handel aufrechtzuerhalten, unterstützt durch ein gemeinsames Regelwerk und eine neue erleichterte Zollregelung, so die Regierungschefin. Von der Personenfreizügigkeit war in ihrem Plan allerdings ebenso wenig die Rede wie von den zwei weiteren zwingenden Grundfreiheiten der Binnenmarktlogik – Dienstleistungen und Kapital.


    Brexit-Minister David Davis und Außenminister Boris Johnson traten umgehend aus Protest gegen den Plan zurück, der ihrer Ansicht nach zu viel Einfluss in Brüssel beließ. Der EU-Chefunterhändler Michel Barnier wiederum war ebenfalls »not amused« und erklärte, dass die Integrität des europäischen Binnenmarktes »nicht verhandelbar« sei. Eine »Rosinenpickerei« unter den vier Freiheiten des Marktes sei ausgeschlossen. Camerons Plan, die Streitigkeiten im Parlament zu beenden und das Land mit dem Referendum zu befrieden, erwies sich als nicht umsetzbar. Die Tories hatten sich im Spinnennetz des Brexits verfangen.


    Aber nicht nur die Tories waren unter Druck, auch die oppositionelle Labour Party hatte nicht wirklich eine politische Linie entwickeln können. Schätzungen hatten ergeben, dass 30 Prozent der klassischen Labour-Wähler für den Brexit gestimmt hatten. Getragen von der Graswurzel-Bewegung »Momentum« hatte eine Parteieintrittswelle mit dem Abgeordneten Jeremy Corbyn ausgerechnet einen ihrer größten EU-Kritiker an die Spitze gespült. Seine Anhänger bejubelten jeden seiner Auftritte mit »Oh, Jeremy Corbyn« Gesängen – frei adaptiert nach dem unverwechselbarem Gitarrenriff des »Seven Nation Army« Songs im Fußballstadion. Während an der Parteibasis die »Corbynmania« um sich griff, entfremdete sich die Fraktion der Abgeordneten im Unterhaus zunehmend von der eigenen Führung.


    Die möglichen Folgen eines Brexits wurden auch in den Pro- und Contra-Lagern bei Labour unterschiedlich eingeschätzt. Die Parteiführung verfolgte lange Zeit das Ziel, Neuwahlen herbeizuführen, und nahm für sich in Anspruch, weder das Verhandlungsergebnis von Theresa May noch einen harten Brexit zu unterstützen. Ein Brexit-Deal à la Labour würde auf eine Zollunion und eine enge Binnenmarktanbindung setzen. Vielleicht hätte man gar eine parteiübergreifende parlamentarische Mehrheit versammeln und das Verhandlungsergebnis in einem zweiten Referendum erneut zur Abstimmung stellen können? Labour setzte sich damit nicht für ein unmittelbares zweites unqualifiziertes Referendum ein (wofür es ohnehin keine Mehrheit in der Bevölkerung gab – denn warum sollte man denselben Fehler gleich zweimal machen?), sondern für eine Korrektur des Abstimmungsvorgangs an sich, in dem die grobe Ja-Nein-Frage in eine qualifizierte Sachfrage umgemünzt würde, die mehr Optionen ließ als nur »Ja« oder »Nein«.


    Als Corbyns Sprecher für die Austrittsverhandlungen, ein gewisser Keir Starmer, auf dem Parteitag 2018 in Liverpool vorschlug, den Knoten mit Hilfe dieses zweiten Referendums zu lösen, erntete er »Standing Ovations«. Viele Abgeordnete befanden sich in einem echten Gewissenskonflikt. In der Londoner Blase, mit ihrer jungen, gut ausgebildeten und wohlhabenden Bevölkerung, in der sich mehr als drei Viertel für den Verbleib entschieden hatten, konnte man die Stimmung in den kleineren Gemeinden im Norden und Osten Englands schnell falsch einschätzen. Wie ein grüner mehrarmiger Krake waren London und seine reichen Vorstädte auf einer interaktiven Karte 2016 erkennbar gewesen, die die Abstimmungsergebnisse sichtbar gemacht hatte. Tiefrot dagegen färbte sich – von einigen Sprenkeln abgesehen – der größere Rest Englands: »Leave«! Wir wollen raus! Dabei war die EU für die meisten ihrer Gegner nicht mehr als nur eine Chiffre, ein Code und ein Identifikationsvehikel für alles gewesen, was seit den Zeiten Margaret Thatchers im Land strukturell schieflief.


    Nun setzten jedoch bereits erste Tendenzen des »Bregret« ein. Manch einer bedauerte (to regret) das Ergebnis. War es weise gewesen, eine so weitreichende Entscheidung wie die über die EU-Mitgliedschaft in das Format einer Volksabstimmung zu gießen? Am Tag der Abstimmung waren die meisten Menschen hoch emotional, aber oft ohne ausreichende Sachkenntnis in den Wahlkabinen verschwunden. Die beiden großen Parteien waren über die Frage entweder gespalten (Konservative) oder zumindest unentschieden (Labour) gewesen. Nigel Farage und seine UKIP waren die einzigen, die sich klar und deutlich für den Brexit ausgesprochen hatten. Sie wussten: In einer ordentlichen nationalen Wahl, einer »General Election« zum Unterhaus, und unter den Bedingungen des britischen Wahlsystems, mit seinem Prinzip des »The-Winner-takes-it-all« hätten sie niemals eine Mehrheit im Parlament auf sich vereinigen und den Austritt umsetzen können. Ihre Polemik hatte dennoch, langsam aber stetig, die Diskussion innerhalb des politischen Mainstreams vergiftet.


    Jetzt musste das Ergebnis also »nur« noch umgesetzt werden. Theresa May – die auf Konsens bedachte, besonnene Fachpolitikerin, die für alle Briten da sein wollte – konnte jedoch nur scheitern. Was den einen in ihrer Fraktion an Brexit zu weit ging, schien den anderen nicht radikal genug. Von eigenen Parteifreunden als »dead woman walking« bezeichnet und ohne eine entsprechende Fraktionsmehrheit im Rücken, schmiss sie am 24. Juli 2019, drei Jahre nach David Cameron, entnervt das Handtuch.


    Auf den grünen Hinterbänken des Parlaments wartete schon Boris Johnson. Endlich war seine Zeit gekommen. Die Partei setzte ein Mitgliedervotum an. Nach fünf innerparteilichen Abstimmungsrunden hatte der Favorit Johnson ein Feld von neuen Mitbewerbern hinter sich gelassen und sich mit 51 Prozent in einer Stichwahl gegen Jeremy Hunt (24,7 Prozent) durchgesetzt. Am 24. Juli 2019 ernannte Königin Elisabeth II., selbst im 70. Jahr ihrer Krönung, den in der Foto-Berichterstattung wie ein schüchterner Lausbub wirkenden Johnson in seiner Funktion als Mehrheitsführer im Parlament zum 14. Premierminister ihrer Amtszeit: »Lovely to see you again« – Schön sie wiederzusehen.


    Die schöne Stimmung beim Verlassen des Palasts durch ein Heer von jubelnden Touristen und Royalisten war dahin, als Johnsons Wagenkolone zur Downing Street einbog, wo bereits ein Meer aus Europa-Fahnen, Trillerpfeifen und Buhrufen auf ihn wartete. In seiner Antrittsrede vor der wartenden Presse erläuterte Johnson in der ihm unnachahmlich holprigen, mit flotten Sprüchen gespickten Art, seine Interpretation der britischen Demokratie, seine Auslegung des souveränen Volkswillens und sein Verständnis von Führung: Trotz all der Bemühungen habe es sich gezeigt, »dass es im In- und Ausland Pessimisten gibt, die glauben, dass nach drei Jahren der Unentschlossenheit, dass dieses Land ein Gefangener der alten Argumente von 2016 geworden ist und dass wir in diesem Haus der Demokratie nicht in der Lage sind, ein grundlegendes demokratisches Mandat zu erfüllen. Und so stehe ich heute vor Ihnen, um Ihnen zu sagen, dem britischen Volk, dass diese Kritiker falsch liegen. Die Zweifler, die Untergangspropheten, die Pessimisten – sie werden sich wieder irren. Die Leute, die gegen Großbritannien gewettet haben, werden ihr letztes Hemd verlieren, denn wir werden das Vertrauen in unsere Demokratie wiederherstellen, und wir werden die wiederholten Versprechen des Parlaments an das Volk erfüllen und am 31. Oktober aus der EU austreten. Ohne Wenn und Aber. Und wir werden einen neuen Deal machen, einen besseren Deal, der die Chancen des Brexits maximiert und uns gleichzeitig erlaubt, eine neue und aufregende Partnerschaft mit dem Rest von Europa zu entwickeln, die auf freiem Handel und gegenseitiger Unterstützung beruht. Ich habe volles Vertrauen, dass wir es in 99 Tagen geschafft haben werden. Aber wissen Sie was? Wir werden nicht 99 Tage warten denn das britische Volk hat genug vom Warten. Die Zeit zum Handeln ist gekommen, Entscheidungen zu treffen eine starke Führung zu übernehmen und dieses Land zum Besseren zu verändern und obwohl die Königin mich gerade mit diesem außergewöhnlichen Staatsamt beehrt hat, ist es meine Aufgabe, Ihnen, dem Volk, zu dienen.«


    Die Mauer musste weg. Die Mauer des Widerstands gegen den Volkswillen. Die Stimmen der Zauderer und die Stimmen der Feiglinge wie die des beliebten Parlamentssprechers John Bercow, eines ausgewiesen Brexit-Gegners, der nicht nachließ, die Rolle des Parlaments in dieser Frage zu betonen, sollten bitte verstummen. Am liebsten hätte Johnson das Parlament entgegen der Geschäftsordnung in die Ferien geschickt und allein nach seinem Gusto nach einer Lösung gesucht, wenn da nicht schon wieder das Oberste Gericht gewesen wäre, das ihm dieses Ansinnen nur acht Wochen nach seiner Amtseinführung untersagte. Johnson war als Tiger gestartet und als Bettvorleger gelandet. Auch er hatte keine Mehrheit, um den Brexit durchzubringen.


    Im Oktober 2019 setzte Johnson alles auf eine Karte und rief vor laufenden Kameras am Amtssitz der Downing Street Nummer 10 erneute Neuwahlen für den 12. Dezember aus. Die Tradition der Parlamentssouveränität ließ sich noch immer nicht mit dem plebiszitären Element der Volksabstimmung versöhnen. Das hatte auch der Premier erkannt, und nun drehte er den Spieß einfach um. Die Abgeordneten waren schuld: »Wir sind an einem Stadium angekommen, wo wir keine andere Wahl haben. Es sind die Abgeordneten, die sich verweigern, das Mandat des Volkes umzusetzen. […] Wenn das Parlament ein Mitspracherecht hätte, würden wir nicht bis zum 31. Januar [aus der EU] austreten, was ein Desaster wäre. […] Warum sollten die Abgeordneten entscheiden dürfen, dass Ergebnis eines Referendums nicht umzusetzen?«


    Stattdessen, so der Premier, habe man einen »ofenfertigen« Deal, was nicht stimmte, denn die Nordirlandfrage war nicht gelöst. Man werde wieder die Kontrolle über das eigene Geld zurückbekommen, den britischen Gesundheitsdienst NHS aufstocken, die Migration regeln und eigene Gesetze verabschieden können. Johnson spielte bewusst auf der Klaviatur der Brexit-Kampagne und log: »We can leave the EU as one UK« – wir können die EU als ein einiges Land verlassen – eine Quadratur des Kreises, die selbst das spätere »Windsor-Abkommen« zur Nordirlandfrage vom Februar 2023 nicht völlig auflösen würde.


    Seit dem »Karfreitagsabkommen« von 1998, welches endlich einen Frieden zwischen Protestanten und Katholiken herbeigeführt hatte, war es das Friedensprojekt EU gewesen, welches Schlagbäume in Irland überflüssig gemacht hatte. Jetzt verkündete Johnson beides, die Einheit der Union und den Austritt ohne innerirische Grenze. Er versprach das Blaue vom Himmel, Milliarden von Investitionsgeldern, die danach in das Königreich fließen würden sowie den Willen des Volkes (»the priority of the people«) umzusetzen. Seine Regierung werde Großbritannien »zum tollsten Wohnort der Welt« machen, ein Land, in dem »wir für unsere Werte einstehen«. Am Ende der allein um das Thema Brexit gesponnenen Wahlkampagne Johnsons flogen in der Werkshalle eines bekannten britischen Baumaschinenherstellers in Stafford ein paar weiße Styroporsteine quietschend durch die Luft. Immerhin hatte der strahlende Kandidat den Stunt todesmutig selbst und ohne Double durchgeführt, während die EU inzwischen mitleidig zugestimmt hatte, die Frist für den Austritt bis zum 31. Januar 2020 zu verlängern.

  


  
    
      Kapitel 3
    


    Der König der Welt


    Es war einmal in New York, als am 19. Juni 1964 ein kleiner blonder Prinz die Welt erblickte. Seine Eltern – ein britischer Student der Volkswirtschaftslehre an der Columbia University und eine bildende Künstlerin mit progressiven Ansichten – waren sich 1962 an einem College in Oxford begegnet, wo Stanley Johnson gerade einen Preis für Poesie gewonnen hatte, nicht gerade ein Hinweis darauf, dass er seine Frau Charlotte später aus Eifersucht öfter häuslicher Gewalt aussetzen sollte. Für die vier Kinder, so erzählte sie später, habe er sich nie wirklich interessiert.


    Der kleine Alexander Boris hatte sich schon früh große Ziele gesetzt. »König der Welt« wolle er werden. Politik lag ihm in den Genen. Schon sein türkischer Urgroßvater väterlicherseits war Innenminister im Osmanischen Reich gewesen und sein Vater von 1979 bis 1984 Abgeordneter der Konservativen im Europäischen Parlament.


    In der gemeinsamen Zeit der Familie in Brüssel ging der Grundschüler auf die von den Europäischen Mitgliedstaaten gegründete Europäische Schule I. Dort konnte er in seiner Muttersprache Lesen und Schreiben lernen wie die meisten Kinder von Eltern, die in den Europäischen Institutionen arbeiteten. 1977, im Alter von 13 Jahren, gewann er ein Begabtenstipendium für das private englische Eliteinternat Eton College – eine Schule für Jungs, die für ihr antiquiertes Konzept und weltweit einmalige männliche Seilschaften berühmt war. Zwanzig britische Premierminister gehören in Eton, das nur 20 Minuten Fußweg vom Schloss Windsor entfernt liegt, zu den Alumni. Die in ihn gesteckten Erwartungen konnte der junge Johnson jedoch nicht ganz erfüllen, da er seine Energie fast ausschließlich in seine Neigungsfächer Literatur und Theater steckte und ansonsten eher durch Faulheit glänzte. Die Schulgemeinschaft – darunter der spätere Premierminister Rishi Sunak – liebte den immer positiven Mitschüler, sein Gespür für Dramatik und seine Fähigkeit, jedes Publikum mit einem charismatischen Auftritt zu begeistern.


    Dieses Talent, das der Journalist Jan Ross in einer wunderbaren Biografie über den Premier beschrieben hat, setzte der junge Johnson auch im Studium in Oxford ein. Dem Wunsch seines früheren Hausvaters aus Eton, Martin Hammond, folgend, begann er in Oxford ein Studium der klassischen Antike, das heißt der griechischen und römischen Originalliteratur, dass er 1987 abschloss. Anders als von seinem Lehrer erträumt, wurde Boris jedoch kein Wissenschaftler, sondern Journalist.


    Es wäre falsch, ihn mit einem Hochstapler zu vergleichen, der vielleicht nicht das geistige Zeug gehabt hätte, den intellektuellen Ansprüchen von Schule und Universität zu genügen. Er nahm nur für sich in Anspruch, dass man sehr gut auch anders durchs Leben käme, mit Improvisation, Spontanität, Halbwahrheiten und indem man sich auf andere verlässt. Seine Mitgliedschaft im zweifelhaft ehrwürdigen, rein männlichen Bullingdon Dinner Club in Oxford geriet ihm nicht zum Nachteil. Der Film Riot Club aus dem Jahr 2014 setzt den umstrittenen Ruf dieser Studentenverbindung fiktiv, aber brillant, in Szene. Ein großes Bankett der feinen Gentlemen-Gesellschaft im Smoking läuft durch respektloses Benehmen, Alkoholexzesse und Sexismus aus dem Ruder, bis es in völliger Gewalt und Vandalismus eskaliert. Auch Johnson ist in Oxford Mitglied bei Bullingdon und sollte seine ehemaligen Trinkkumpanen unter Garantie am Kabinettstisch oder in der Tory-Fraktion des Unterhauses wiederfinden: Dominic Raab, Außenminister und stellvertretender Premierminister, Kwasi Kwarteng, Minister für Energie, Industrie und Handel, Ben Wallace, Verteidigungsminister und nicht zuletzt Jacob Rees-Mogg, Fraktionsführer, der vielen Briten als der Inbegriff des »Posh« gilt, da er seinen wohlhabenden und privilegierten Status in der Upper Class durch distinguiertes Hochenglisch und besonders feine Kleidung unnachahmlich zelebriert.
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